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Zeitſchrift a Verwaltung. 


Bon Dr. Carl Jaeger. 
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Juſerate werden billigſt berechnet. — Beilagengebuhr nach vorheriger Vereinbarung. — Reclamationen, wenn unverſiegelt, find portofrei, können jedoch nur 14 Tage nach Erſcheinen der jeweiligen 
Nummer Berückſichtigung finden. N x F 


Abonnement auf die „Oeſterreichiſche Zeitſchrift für Verwaltung“ für das Jahr 1877. "E 

Mit 1. Januar 1877 beginnt ein neues Abonnement auf dieſe Zeitſchrift, der als werthvolle Beilage die Erkenntniſſe des k. k. Verwal⸗ 
tungsgerichtshofes in Buchform bogenweiſe je nach Erſcheinen beigegeben werden und beträgt das Jahres-Abonnement der Zeitſchrift mit 
dieſem Supplement 5 fl. - 10 Mark, ohne dieſe Zugabe, wie ſeither, jährlich 4 fl. — 8 Mark oder 1 fl. —= 2 Mark pro 
Quartal. Um in der Zuſendung keine Unterbrechung eintreten laſſen zu müſſen. erlauben wir uns die Bitte um gef. rechtzeitige Erneuerung 
des Abonnements, und zwar durch Poſtanweiſung. Dabei wolle ausdrücklich angegeben werden, ob das Blatt mit oder ohne Beilage „Erkennt⸗ 


niſſe des Verwaltungsgerichtshofes“ erwünſcht iſt. 


In dem zweiten Falle iſt das Vereinsleben durch den Auflöſungs⸗ 
act der Regierung abgeſchloſſen, jede Fortſetzung der Vereinsthätigkeit 
Von Dr. Karl Hugelmann. VII. Das Strafrecht auf dem Gebiete des e ee 1 1197 8 Ei ee ee und 1 ledig⸗ 

Vereins⸗ und Verſammlungsrechtes. (Fortſ. u. Schluß.) s der aus AAN HET ge pelies I e 290, um) 
en 298 eine ſolche Handlung als Vergehen, beziehungsweiſe als Ueber⸗ 

Mittheilungen aus der Praxis. tretung erklärt und behandelt 15) 

Wegen des nach Ertheilung einer Schankgewerbs⸗Coneeſſion hervorgetretenen Bezüglich d litiſ 5 117 un 0 
Mangels der Eignung des Locales in Rückſicht auf die polizeiliche Ueber⸗ Bezug ich er po itiſchen ereine kennt das Geſetz einige ſpecielle 
wachung desſelben kann die Gewerbsconceſſion für eben dieſes Local nicht Vorſchriften, im Kreiſe dieſer Vereinsgruppe ſind daher auch noch 
zurückgenommen werden. einige ganz ſpecielle Uebertretungen möglich, welche wir im Nachſtehen⸗ 

Die Gemeinde iſt berechtigt, von den Gemeindegenoſſen (in der Gemeinde nicht den kurz conſtruiren wollen. 


heimatberechtigten Perſonen) den Nachweis ihrer Heimatberechtigung zu 8 8 
verlangen, doch kann ſie die Nachweiſung nicht mittelſt — Von der Uebertretung durch das Tragen von Vereinsabzeichen 
| 


Ju h. a. U t. 
Studien zum öſterreichiſchen Vereins⸗ und Verſammlungsrechte. 


erzwingen. 
Motivirung der Entſcherdungen. Ausſtellung des Vorganges, zur Motivirung der 4e) Die Aufforderung und Anwerbung zu einem ſolchen Vereine ſowie 
Entſcheidung ſich auf den Inhalt der Berichte der Unterbehörden zu berufen. die Fortſetzung der Wirkſamkeit desſelben gilt als Vergehen (§ 297) 

g 2 8 die Fortſetzung der Wirkſamkeit für den Verein als Uebertretung (8 298) 
site . Die Strafe der Uebertretung beſteht in 50—300 fl. oder Arreſt von 1- 3 Mona⸗ 
Perſonalien. | ten, jene des Vergehens in Arreſt, im Wiederholungsfalle in ſtrengem Arreſt von 3—6 
Erledigungen. Monaten. Es fragt ſich nun, worin unterſcheidet ſich die F o rtſetzung der Wirk 
e des Vereines von der Fortſetzung der Wirkſamkeit für den 

2 nd Seel tr ya — — h- eh fait ber Bits 9 05 Wiha die Wirkſamkeit des Ver⸗ 
© 9 1 er: e nes als die Thätigkeit der Vorſtehung, die Wirkſamkeit für den Verein als di 
Studien zum öſterreichiſchen Bereins- und Berfamm- Thätigkeit der Mitglieder auf. Harun G, 3. 1854, Ar. 80 und 90 dee 


zeichnet dieſen Löſungsverſuch mit Recht als ein Zerhauen des Knotens, verzweifelt 


lun grechte. aber mit- Unrecht an der Möglichkeit einer Löſung überhaupt. Uns ſcheint di 

9 2 Sache ſo zu liegen. Eine Fortſetzung der Wirkſamkeit des Vereines tritt 5 Kia 

Von Dr. Karl Hugelmann. trotz der Auflöſung jene Organe des Vereines, und zwar in jener Weile thätig 
VII | werden, welche nach den Satzungen geeignet waren, den Willen der Geſammtheit 

. auszudrücken. Iſt dies der Fall, gelingt es der Behörde nicht, dieſe organiſirte 


Das Strafrecht auf dem Gebiete des Vereins- und Verſammlungsrechtes. Thätigkeit der Geſammtheit factiſch zu unterdrücken, fo iſt eine größere Gefahr 

(Fortſetzung und Schluß.) W als wenn iſolirte Mitglieder mit ihrer Thätigkeit für den Verein 

9 . (Leiſtung von Beiträgen u. ſ. w.) fortfahren, obwohl das Centrum bereits ver⸗ 

Wir kommen nun zu jenem Eingreifen der Behörde, welches der 1 e den be en Vereinsthätig⸗ 

wir N A 158 1 1 inze! i ] z v 1 2 E 

Thätig keit eines Vereines in einem einzelnen Punkte oder im Allge⸗ ches an dieſer Thätigkeit e Waagen 25 dle 005 Wlan fir 5 

meinen ein Ende ſetzt, der Schließung einer Vereinsverſammlung und nicht mehr fungirenden Verein ſich als Uebertretung darſtellt. Es ſtört uns in 

der Vereinsauflöſung. Ben er ee daß er sufofge = an au Mitgliedes des 
i core ; Kit . a 3 reines an einer Verſammlung desſelben als Vergehen gilt, ı 

se Wird 18 e e 965 Sri 0 ane bed ne ein Fremder, der ſolchen Zuſammenkünften beiwohnt, ſich lediglich enen Nebg 

o liegt bloß die im 8 „B. G. vorgeſeh er tretung ſchuldig macht, während ſonſt, bei geheimen Geſellſchaften, die Theil⸗ 

welche jedoch nach der Auffaſſung des Geſetzes von 1849 jedenfalls nahme von Mitgliedern und Nichtmitgliedern an einer Verſammlung auf gleicher 


3 Strafe einzutreten hätte. Artet der Widerſtand aber in active Stufe ſteht. Das Gleichmaß ift auch in anderer Beziehung aufgegeben, der Brief- 
Arreſt als Straf 0 0 j wechſel mit dem verbotenen oder aufgelösten e B. ib Pe 


Auflehnung gegen die Zwangsmittel aus, welche derſelbe Paragraph des e dab ae p 0 

a a ) 5 ; - Be FAR g jein, das Gleichmaß feſtzuhalten, wo es — 
Vereinsgeſetzes in Ausſicht nimmt, ſo iſt die Vorausſetzung für die An⸗ ſamſten Auslegung zwingt, wenn man 115 re Anwendung der E 
wendung des allgemeinen Strafgeſetzes gegeben. ſanction möglich machen will. 


ſowie durch die Aufnahme von Ausländern, Frauen und Minderjährigen 
haben wir ſchon im Verlaufe der bisherigen Unterſuchung gehandelt. 

Die nächſte Geſetzwidrigkeit in der Conſtituirung des politiſchen 
Vereines kann in der Bildung des Vorſtandes liegen. Derſelbe hat nach 
§ 31 V. G. aus wenigſtens fünf und höchſtens zehn Mitgliedern zu 
beſtehen; wird dieſe Zahl nicht eingehalten, ſo iſt eine Uebertretung 
begründet und wird an allen Vereinsmitgliedern, welche die Wahl voll- 
zogen, ſowie an jenen, welche die Wahl angenommen haben, in der 
entſprechenden Weiſe zu ahnden fein: 

Die Pflicht der Anzeige der perſönlichen Vereinselemente iſt 
ferner bei den politiſchen Vereinen eine weiter gehende, als bei den 
nicht⸗politiſchen; während hier die Notorietät der Vorſtandsmitglieder 
allein gefordert wird, verlangt die Behörde ſie dort für alle Vereins⸗ 
genoſſen. Wenn ſomit dort ein neu aufgenommenes Mitglied nicht binnen 
3 Tagen (von der den Verein nach außen vertretenden Perſon) ange⸗ 
zeigt und nicht alljährlich ein Ausweis über die Zahl der Mitglieder 
vorgelegt wird, ſo iſt eine Uebertretung des Vereinsgeſetzes ſchon vor⸗ 
handen ($ 32). Die Ahndung durch das allgemeine Strafgeſetz tritt 
hingegen dort gleichwie bei den nicht⸗politiſchen Vereinen erſt dann ein, 
wenn die Mitglieder der nachfragenden Obrigkeit abſichtlich verſchwiegen 
werden (8 299 St. G.). Das Strafgeſetz kennt in dieſem Falle lediglich 
Geldſtrafen (von fünfzig bis dreihundert Gulden), es wird daher auch 
für die verwandte Uebertretung des Vereinsgeſetzes, welche entweder eine 
rein culpoſe oder jedenfalls eine minder doloſe iſt, die Arreſtſtrafe als 
ausgeſchloſſen angeſehen werden können. 5 5 

Von ganz ſpecifiſch der politiſchen Vereinsgruppe angehörigen Delicten 
verbleibt uns nunmehr, nur noch die Affiliation in ihren verſchiedenen 
Formen. Dieſe wird ſich ohne Mühe erledigen laſſen, da in allen Fällen; 
bei einer angebahnten Real- oder Perſonalunion, die Strafbarkeit ein⸗ 
fach jene Vereinsorgane (Votanten in der Vorſtands⸗ oder Plenar⸗ 


verſammlung) trifft, welche der zu ſchaffenden Verbindung zugeſtimmt 


haben, ſowie jene Perſonen, welchen die Ausführung der bezüglichen 
Beſchlüſſe zur Laſt fällt. Die Auflöſung des Vereines war durch das Geſetz 
von 1849 für dieſen Fall als unbedingte Folge normirt, ganz abgeſehen 
von der Geldſtrafe von 200 fl., die denjenigen traf, welcher gleichzeitig 
dem Vorſtande mehrerer politiſchen Vereine angehörte. Hievon iſt in 
der Geſetzgebung von 1867 nichts enthalten. Die eriminaliſtiſchen und 
polizeilichen Geſichtspunkte ſind eben mit Recht getrennt, es kann daher 
eine Beſtrafung der ſchuldtragenden Vereinsorgane ſtattfinden, ohne daß 
man, wenn Gefahren nicht obwalten, zu der Auflöſung des Vereines ſchreiten 
müßte. 
i Wir gehen nunmehr zum Verſammlungsrechte über. 

Für die Verletzungen des Geſetzes über das Verſammlungsrecht 
gilt, wie geſagt, vollſtändig die im Vereinsgeſetze enthaltene Strafſanction, 
ſie ſind von den Gerichten als Uebertretungen mit Arreſt bis zu ſechs 
Wochen oder mit Geldſtrafen bis zu 200 fl. zu ahnden (8 19). Des⸗ 
gleichen conſtruirt ſich das Syſtem dieſer Uebertretungen mit Leichtigkeit 
aus der Analogie jener des Vereinsrechts. 

Die Veranſtaltung einer Verſammlung ohne die vorgängige Anzeige 
in der vorgeſchriebenen Friſt und Form (8 2), beziehungsweiſe ohne 
die vorausgehende Genehmigung bei Verſammlungen unter freiem Himmel 
($ 3), bildet eine Uebertretung für den oder die Unternehmer. Nur 
dieſe werden ferner ſtrafbar werden, wenn die Verſammlung die Moda⸗ 
litäten der Anzeige oder Genehmigung nicht einhält, da ſie allein die 
Kenntniß derſelben haben müſſen. Für die Wahrung des Geſetzes und 
für die Aufrechthaltung der Ordnung in einer Verſammlung haben zu⸗ 
nächſt der Leiter und die Ordner derſelben Sorge zu tragen ($ 11), 
es wird daher als eine ſtrafbare Uebertretung gelten müſſen, wenn 
fie geſetzwidrigen Aeußerungen oder Handlungen nicht ſofort entgegen⸗ 
treten und, falls ihren Anordnungen keine Folge geleiſtet wird, für die 
Auflöſung der Verſammlung durch den Leiter nicht Sorge tragen ($ 11, 
alinea 2), wenn fie den Abgeordneten der Regierung keinen ange⸗ 
meſfenen Platz in der Verſammlung einräumen und auf Verlangen 
nicht Auskunft über die Perſon der Antragſteller und Redner geben 
($ 12), wenn fie Bewaffnete in die Verſammlung einlaſſen oder die 
Wahl von Deputationen geſtatten, welche aus mehr als 10 Perſonen 
beſtehen ($ 9 und 10) 19). 


16) Den Verſammlungen zur Verhandlung öffentlicher Angelegenheiten 
eigenthümlich iſt das Verbot der Unternehmung, Ordnung oder Leitung durch 
Ausländer (8 8), bei dieſen Kategorieen von Verſammlungen ift daher die Mög⸗ 
lichkeit einer ſpeciellen Uebertretung gegeben. 
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Mit den letzteren Beſtimmungen haben wir ſchon die Ueber⸗ 
tretungen geſtreift, deren ſich auch die nicht⸗chargirten Theilnehmer der Ver⸗ 
ſammlung mehr oder minder entfernt ſchuldig machen können, vor allen 
gehört aber ſelbſtverſtändlich hieher das Verſammeltbleiben der Theil⸗ 
nehmer, ſobald eine Verſammlung als aufgelöst erklärt iſt (§ 14). 
Daß wir uns mit dieſer letzteren Uebertretung ſchon ſehr dem durch 
das Strafgeſetz verpönten Gebiete nähern, liegt auf de Hand. Es 
wird zunächſt das Vergehen des Auflaufs ($ 279 St. G.) und in 
weiterer Entwicklung, ſpeciell im Falle der Widerſetzlichkeit gegen den von 
dem Verſammlungsgeſetz ſelbſt in Ausſicht geftellten Zwang, das Ver⸗ 
brechen der öffentlichen Gewaltthätigkeit ($ 81), des Aufſtandes (8 68) 
und Aufruhrs ($ 73) in Frage kommen können: 

Für das Strafenſyſtem der verſammlungsrechtlichen Uebertretungen, 
welches ſich innerhalb der oſt erwähnten Grenzen aufzubauen hat, wird 
eine Vergleichung der Beſtimmungen des Geſetzes von 1849 einige 
Anhaltspunkte geben. Nach dieſem trifft zuvörderſt die Unterlaſſung der 
Anzeige eine Straſe von 50— 500 fl. Von dieſem Falle abgeſehen iſt 
aber eine Geldſtrafe nur noch für das unaufgeforderte bewaffnete Theil- 
nehmen an einer Verſammlung normirt (20 fl.) 1), in allen anderen 
Fällen tritt Arreſt ein, und zwar in hohen Sätzen. Schon wegen des 
eben erwähnten Theilnehmens von Bewaffneten an einer Verſammlung 
kann, wenn demſelben eine Verabredung mit Mehreren zu Grunde liegt, 
zu einer Arreſtſtrafe bis zu 14 Tagen geſchritten werden, die Bildung 
von zahlreicheren Deputationen als in der ſtatthaften Stärke von 
10 Mann unterliegt einer Freiheitsſtrafe bis zu einem Monate und 
die Abordnung einer Maſſendeputation, welche auf Einſchüchterung ab⸗ 
zielende Mittel anwendet, ſogar bis zu ſechs Monaten für jeden Theil⸗ 
nehmer. Durch die Veranſtaltung einer bewaffneten Volksverſammlung 
iſt ſtrenger Arreſt bis zu 6 Monaten, durch die Theilnahme an einer 
ſolchen Arreft bis zu 3 Monaten verwirkt. Veranſtaltung und Theil⸗ 
nahme von und an bewaffneten oder unbewaffneten Verſammlungen in dem 
befriedeten Bereiche des eben tagenden Land⸗ oder Reichstages erhöht 
die bezüglichen Strafſätze noch auf das Doppelte und rückſichtlich der 
Behandlung derjenigen, welche emer behördlichen Aufforderung, aus⸗ 
einander zu gehen, nicht unverzüglich Folge leiſten, wird einfach auf 
die Beſtimmungen des allgemeinen Strafgeſetzes verwieſen. Wie man 
ſieht, haben dieſe Strafbeſtimmungen viel ſtrengeren Inhalt als die 
allgemeine Clauſel des Geſetzes von 1867, denn während dort das 
Maximum der Freiheitsſtrafen bis zu einjährigem ſtrengen Arreſte auf⸗ 
ſteigt (für die Veranſtalter bewaffneter Volksverſammlungen neben dem 
Land⸗ oder Reichstage), iſt es hier auf 6 Wochen einfachen Arreſtes 
normirt, während dort Geldſtrafen bis zu 1000 fl. C. M. verhängt 
werden können (in dem analogen Falle einer unbewaffneten Volks⸗ 
verſammlung), ſind hier 200 fl. ö. W. die unüberſchreitbare Grenze. 
Innerhalb dieſes kleineren Spielraums wird ſich aber gemeiniglich 
wohl ebenfalls die Unterſcheidung ergeben, daß für die Nichtanzeige 
der Verſammlung, für das unter ungefährlichen Verhältniſſen erfolgende 
zufällige Erſcheinen in Waffen, kurz für die culpoſen Uebertretungen 
des Verſammlungsgeſetzes die Geldſtrafen ausreichen dürften, während 
der Arreſt ſich beſonders dann aufnöthigen würde, wenn eine Wider⸗ 
ſetzlichkeit gegen die Behörde oder eine Störung der Ruhe vorläge, 
z. B. bei Widerſtand gegen die Anordnungen des Verſammlungscommiſſärs, 
zumal von Seite des Leiters, bei gefährlichen Zuſammenrottungen zu 
bewaffneten Verſammlungen oder zu Sturmpetitionen, im Falle des 
bewaffneten Eindringens in eine Verſammlung oder des Sprengens 
einer ſolchen. 

Sowohl die Verletzungen des Vereinsgeſetzes als jene des Ge⸗ 
ſetzes über das Verſammlungsrecht ſind ausdrücklich als Uebertretungen 
erklärt und den Gerichten zur Aburtheilung zugewieſen, es findet daher 
nach Art. I und VIII des Einführungsgeſetzes der Strafproceßordnung 
von 1873 rückſichtlich beider das Verfahren und die Urtheilsfällung bei 
den Bezirksgerichten nach Maßgabe der Beſtimmungen des XXVI. 
Hauptſtücks St. P. O. ſtatt. Die durch das Strafgeſetz feſtgeſtellten 
Vereinsdelicte find theils Vergehen (S 285— 295), theils Uebertretungen 
(8 296— 298), ſie fallen daher, da eine Ingerenz der Geſchwornen⸗ 
gerichte nicht geſchaffen wurde 16), theilweiſe in die Competenz der Gerichts⸗ 
höfe erſter Inſtanz, theilweiſe in jene der Bezirksgerichte. 


11) Wenn die Verſammlung im Umkreiſe des eben tagenden Reichs⸗ oder 
Landtages veranftaltet wird, ſo tritt das Doppelte der Strafen ein. 


18) Obwohl nach der Strafproßordnung in correcter Ausführung 


Wenn wir demnach von den im $ 13 des Vereinsgeſetzes nor⸗ 
mirten Falle abſehen, in welchem der landesſürſtlichen Sicherheits⸗, be⸗ 
ziehungsweiſe der politiſchen Bezirksbehörde das Recht zuerkannt iſt, 
die Vereine durch Ordnungsſtrafen bis zu zehn Gulden zur Vorlage 
der von ihnen vertheilten Rechenſchaftsberichte zu verhalten, ſo können 
wir ſagen, daß die Beſtrafung aller Delicte auf dem von uns erör⸗ 
terten Gebiete in die Hände der Gerichte gelegt iſt. Und wenn man 
lediglich die Repreſſion in's Auge faßt, ſo fällt auch dieſe eine Aus⸗ 
nahme als ſolche hinweg. Im § 13 des Vereinsgeſetzes handelt es ſich 
eben nicht darum, eine Weberivetung des Geſetzes zu ahnden, ſondern 
nur, ein Gebot desſelben zu erzwingen, Die Repreſſion bleibt daneben 
die ausſchließliche und ſelbſtſtändige Aufgabe der Gerichte, neben der 
durch die politiſche Behörde über den Verein verhängten Ordnungs⸗ 
ſtrafe wird die Beſtrafung des Schuldtragenden durch das Gericht 
ſtattfinden können. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Wegen des nach Ertheilung einer Schankgewerbs⸗Conceſſion her⸗ 
vorgetretenen 


Mangels der Eignung des Locales in Rückſicht auf 
die polizeiliche Ueberwachung desſelben kann die Gewerbscon⸗ 
ceſſion für eben dieſes Locale nicht 


zurückgenommen werden. 

Mit Zuſtimmung des Polizei⸗Commiſſariates verlieh der Stadt- 
magiſtrat in Tr. dem Franz Sch. mit Decret vom 24. Jänner 1876 
die Conceſſion zum Schankgewerbe in ſeinem Hauſe gegen Beobachtung 

olizeilichen Vorſchriften. 

Se Im Si 1876 fand nun ohne vorher eingeholte Bewilligung 
im Schanklocale des Sch. eine Tanzunterhaltung ſtatt, während welcher 
ſich ein Raufhandel entſpann, bei dem ein Mann mittelſt Meſſerſtiches 
tödtlich verwundet wurde. Franz Sch. wurde wegen unbefugter Abhal⸗ 
tung dieſer Tanzunterhaltung zu einer Geldſtrafe von 5 fl. verurtheilt. 

Mit Note vom 9. Auguſt 1876 an den Stadtmagiſtrat machte 
das Polizeicommiſſariat geltend, daß das Locale des Sch. wegen ſeiner 
entfernten Lage von der Stadt ſchwer zu überwachen ſei, daß obiger 
Vorfall dies beweiſe, daß Sch. ſchon vor ſeinem Gewerbsantritte 
wegen Rauferei mit 6 Tagen Arreſt beſtraft wurde und daß die 
Verlegung des Gewerbelocales in die Stadt oder in die Nähe 
derſelben wünſchenswerth ſei. 

Der Stadtmagiſtrat traf in Folge deſſen unterm 12. Auguft 
1876 nachſtehende Verfügung: Da der traurige Vorfall in der Wein⸗ 
ſchänke erkennen laſſe, daß das Gewerbslocale zu weit entfernt ſei, um 
gehörig überwacht zu werden, jo wird aus Rückſichten der öffentlichen 


nur Verbrechen, le 55 V = 

ehen politiſcher Natur (Herabwürdigung der Verfügungen der Be⸗ 
Enden und Aufwiegelung, 8 300 St. G., und Aufreizung zu Feind⸗ 
ſeligkeiten, 8 302, vor die Geſchworenen kommen, iſt dieſer Gerichtsſtand 
für die Theilnahme an geheimen Geſellſchaften weder von dem Regierungsent⸗ 
wurfe der Strafproceßordnung noch von den eine Erweiterung der Geſchwornen⸗ 
competenz bezweckenden Abänderungsanträgen im Abgeordnetenhauſe poſtulirt 
worden. Und doch, faßt man in's Auge, daß der Juſtizminiſter zur Abwehr der 
Erweiterungsanträge, welche die Verbrechen der Majeſtätsbeleidigung, der Belei⸗ 
digung der Mitglieder des kaiſerlichen Hauſes, alle Fälle der Religionsſtörung 
und die Vergehen nach $ 303 und 304 St. G. in die Competenz der Jury ein⸗ 
beziehen wollten, die politiſche Natur dieſer Delicte damit beſtritt, daß ihnen das 
entſcheidende Criterium des regelmäßigen Beruhens auf politiſchen Motiven fehle, 
ſo muß man ſogar zugeben, daß der Geheimbündelei von dieſem Standpunkte 
aus der Charakter eines eminent politiſchen Delicts zukomme. Wenn irgend ein 
ſtrafbares Unternehmen, ſo geht die geheime Geſellſchaft in der Regel aus poli⸗ 
tiſchen Motiven hervor. Auch darin konnte der Grund für den Geſetzgeber nicht 
liegen, daß die Theilnahme an geheimen Geſellſchaften im Falle des § 296 (viel⸗ 
leicht auch des 8 295) ſowie die Theilnahme an einem verbotenen ‚oder aufge⸗ 
lösten Vereine (8 298) und die abfichtliche Verſchweigung von Mitgliedern einer 
erlaubten Geſellſchaft ($ 299) nur eine Uebertretung begründet, daß ſomit, da 
den Geſchwornen im Sinne des Staatsgrundgeſetzes nur politiſche Verbrechen 
und Vergehen zugewieſen werden ſollten, eine Zerreißung des zuſammenhängen⸗ 
den Rechtsgebietes in zwei Theile, ein von der Jury und ein von den Bezirks⸗ 
gerichten beherrſchtes, nothwendig geweſen wäre. Die Auftheilung der Delictsge⸗ 
biete zwiſchen der Jury und den Gerichten nach der Schwere der einzelnen Fälle 
iſt ja ein bei der Mehrzahl der Verbrechen angenommener Grundſatz. Es bleibt 
daher, wenn man mit der oben eitirten Vertheidigung (Dr. Berggruen) aus dieſer 
Inconſequenz nicht folgern will, das fragliche Delict ſei aufgehoben, nichts übrig, 
als zuzugeben, daß die Ausſcheidung desſelben aus der Competenz der Jury eben 
eine inconſequente geweſen iſt. 


des Staatsgrundgeſetzes nicht 
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Ordnung dem Sch. aufgetragen, unverzüglich ſein Gewerwerbslocal 
zu ſchließen und wird ihm freigeſtellt, fich ein anderes Local zu ver⸗ 
ſchaffen, welches in der Stadt oder nahe an derſelben liege. Wenn 
das neue Local vom Stadtmagiſtrate geeignet befunden werde, ſtehe 
nichts entgegen, ihm die Fortſetzung des Gewerbes in demſelben zu be⸗ 
willigen. 

Sch. recurrirte an den Statthaltereirath in Tr., indem er betonte, 
daß die ihm aufgetragene Schließung ſeines Gewerbslocales einer gänz⸗ 
lichen Gewerbeentziehung gleichkomme; er habe auch nicht die Mittel, 
um in einem gemietheten, fern von ſeinem Weingute liegenden Locale 
den Ausſchank zu betreiben; es fer nicht nach Vorſchrift des $ 138 
Gew.⸗Ord. entſchieden worden, wenn der traurige einzige Vorfall in 
ſeinem Schanklocale ſchon deſſen Sperrung zur Folge habe; die 
Behörden haben ſein Local urſprünglich für entſprechend erkannt und 
es ſei ungeſetzlich, ihm jetzt das Gewerbe unmöglich zu machen u. ſ. w. 

Der Statthaltereirath entſchied unterm 29. Auguſt 1876: Der 
während der unbefugten Tanzunterhaltung erfolgte Todtſchlag beweiſe, 
daß im bisherigen Gewerbslocale die polizeilichen Vorſchriften leicht 
umgangen werden können, daher die örtlichen Verhältniſſe im Hauſe 
des Sch. ein Schankgewerbe nicht zuläſſig machen; es werde daher im 
Hinblicke auf $ 60 der Gew.⸗Ord. die Entſcheidung der erſten Inſtanz 
beſtätigt. 

Der gegen dieſe Entſcheidung eingebrachten Berufung des Franz 
Sch. hat das Miniſterium des Innern ddo. 19. November 1876, 3. 
16052 Folge gegeben und die angefochtene Verfügung behoben, „weil 
die Berufung auf $ 60 der Gewerbeordnung im vorliegenden Falle 
nicht zutreffend iſt, indem die, die polizeiliche Ueberwachung erſchwerende 
Lage des Schanklocales der Behörde ſchon bei der Gewerbsverleihung 
bekannt ſein mußte und für den Fall des Vorhandenſeins der Voraus⸗ 
ſetzungen des $ 138 der Gew.⸗Ord. gegen den Recurrenten nach den 
Beſtimmungen dieſes Paragraphes wird vorgegangen werden können.“ 

M. 


Die Gemeinde iſt berechtigt, von den Gemeindegenoſſen (in der 

Gemeinde nicht heimatberechtigten Perſonen) den Nachweis ihrer 

Heimatberechtigung zu verlangen, doch kann ſie die Nachweiſung 
nicht mittelſt Strafverhängung erzwingen. 

Ignaz M., penſ. k. k. Grundbuchsführer, wohnhaft in M. in 
Böhmen, wurde unterm 20. December 1875 vom dortigen Bürgermeiſter⸗ 
amte aufgefordert, ſich binnen 14 Tagen über ſeine Heimatsberechtigung 
auszuweiſen, widrigens gegen ihn ſtrafweiſe vorgegangen werden würde. 

M. beſchwerte ſich diesfalls bei der Bezirkshauptmannſchaft in 
P., welche aber unterm 11. Jänner 1876 erkannte, daß ſie ſich nicht 
berufen finde, über dieſe Beſchwerde zu entſcheiden, ſondern den Ignaz 
M. rückſichtlich dieſer auf der Meinung, die Zuſtändigkeit in M. zu 
beſitzen, beruhenden Beſchwerde an den zur Entſcheidung berufenen 
Gemeinde⸗Ausſchuß der Stadt M. verweiſe. 

Gegen dieſe Entſcheidung recurrirte M. an die Statthalterei; er 
brachte dabei vor, daß der Gemeindevorſtand ihm ddo. 16. März 1876 
nunmehr wegen Nichtbefolgung des Auftrages eine Geldſtrafe von 5 fl. 
angedroht habe. 

Die Statthalterei hat mit Erlaß vom 4. Auguſt 1876 die Ent⸗ 
ſcheidung der Bezirkshauptmannſchaft behoben und im Grunde des § 11 
Gemeindeordnung der Beſchwerde des Ignaz M. keine Folge zu 
geben befunden, weil der Gemeindevorſtand nach $ 11 Gemeinde⸗ 
ordnung ) berechtiget ift, von einem Gemeindegenoſſen einen derartigen 
Ausweis zu verlangen. Dagegen aber könne gegen Ignaz M., ſalls er 
der Verfügung der Gemeinde keine Folge leiſtet, ſeitens des Gemeinde⸗ 
vorſtehers weder überhaupt ſtrafweiſe vorgegangen, noch könne derſelbe 
insbeſondere zu einer Geldſtrafe verurtheilt werden, da es ſich hier um 
keine unaufſchiebliche vorübergehende ortspolizeiliche Maßregel handelt 
($ 63 G. O.), vielmehr es dem Gemeindevorſteher in dieſem Falle 
zuſtehe, nach Maßgabe des $ 11 G. O. dem Ignaz M. den Aufent⸗ 
halt in M. zu verweigern. 

Dem Recurſe des Ignaz M. hat das Miniſterium des Innern 
ddo. 9. November 1876, 3. 14644 aus den Motiven der angefoch⸗ 
tenen Entſcheidung keine Folge gegeben. H. 


*) Bezieht ſich auf die Gemeindeordnung für Böhmen vom 16. April 1864 
(Art. II des Gem.⸗Grundgeſetzes vom 5. März 1862). 


—— ln 
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In der zweiten Hauptabtheilung folgen allgemeinen Anordnungen die Lan⸗ 
desordnung und Landtagswahlordnung für jedes der einzelnen alphabetifch an⸗ 
geordneten Länder ſeparat. Die Nachtragsgeſetze find meiſtens ganz treffend bei 

In einer Angelegenheit wegen Verpflegskoftenzahlung ſeitens der den umgeünderten oder an Stelle der aufgehobenen Paragraphen eingefügt. Uns 
Dienſtgeberin für ihre Magd, hat die böhmiſche Statthalterei unterm | hätte eine andere Zuſammenſtellungsform mehr zugeſagt, und es hätte dieſelbe 
18. November 1874 in folgender Weiſe entſchieden: die Brauchbarkeit des Buches eben fo ſehr erhöht, als fie den Umfang desſelben 

„Dem Recurſe der Majorsgattin Amalie v. T. in P. gegen das verringert haben würde. Wir meinen nämlich, daß ein ähnlicher Vorgang wie 
Erkenntniß des Magiſtrates vom 7. December 1873 wird aus den in er in der Manz'ſchen Ausgabe der Gemeindeordnungen eingehalten wurde, auch 
dem angefochtenen Erkenntniſſe, dann in den Berichten vom hier am Platze geweſen wäre. Darnach ift der Text der niederöſterreichiſchen Lanz 
26. Jänner 1874 und vom 23. März 1874 angeführten Grün⸗ desordnung reſpective der Landtagswahlordnung zu Grunde zu legen und Pa⸗ 


Motivirung der Entſcheidungen. Ausſtellung des Vorganges, 
zur Motivirung der Entſcheidung ſich auf den Inhalt der Be⸗ 
richte der Unterbehörden zu berufen. 


den nach Maßgabe des § 20 der Dienſtbotenordnung keine Folge ge⸗ 
geben“. f 

Anläßlich des Miniſterialrecurſes der Amalie v. T. hat das k. k. 
Miniſterium des Innern delo. 30. Juni 1876, 8. 7323 die k. k. 
Statthalterei aufgefordert, „künftighin in den Entſcheidungen bei Moti⸗ 
virung derſelben die Berufung auf den Inhalt der Berichte der Unter⸗ 
behörden zu vermeiden und die Motive in die Entſcheidungen aufzu⸗ 
nehmen“. K. 


Titeratur. 


Die Staatsgrundgeſetze. Die Verfaſſungsgeſetze für die Ge⸗ 
ſammtheit, dann die Landesordnungen und Landtags-Wahl⸗ 
ordnungen für die einzelnen der im Reichsrathe vertretenen 
Königreiche und Länder ſammt allen ergänzenden Geſetzen und 
Verordnungen. 19. Bd. der Taſchenausgabe der öſterr. Geſetze. Wien, Manz. 
1876. 571 S. Preis 2 fl. 

Weit entfernt davon eine alle öſterreichiſchen Verfaſſungsgeſetze unſpannende 
Sammlung geben zu wollen, bringt der Inhalt des vorliegenden Buches genau 
das, was der Titel verſprochen; es ſind das alle Geſetze, welche die Verfaſſung 
der Geſammtheit der Länder und welche jene jedes einzelnen Landes als ſolchem 
regeln. Gerade dadurch aber wird einer allgemein anerkannten und dringenden 
Forderung abgeholfen, denn alle Sammlungen in dieſer Richtung ſind theils ver⸗ 
altet, theils unvollſtändig. Das Ideal wäre freilich eine Zuſammenſtellung der 
ſämuiklichen Verſaſſungsgeſetze nach wiſſenſchaftlichen Eintheilungsgründen, aber 
dieſe wäre nur nach einer eindringlichen, gegenwärtig noch nicht geleiſteten Sich⸗ 
tung des Materiales und in mehreren Bänden herzuſtellen. Ein Anfang dazu 
könnte gemacht werden, wenn die Manz'ſche Geſetzſammlung in 3 Serien er⸗ 
schiene, von denen die erſte die Geſetze des Privatrechtes, die anderen jene des 
öffentlichen Rechtes und zwar des Verfaſſungsrechtes, wie des Verwaltungs⸗ 
rechtes umfaßte. 

Das Werk will alſo vor allem den praktiſchen Bedürfniſſen Rechnung 
tragen und das gelingt ihm in vollem Maße. Wir finden dasſelbe in zwei große 
Abtheilungen zerfallend, von denen die erſte die Verfaſſungsgeſetze für die Ge⸗ 
ſammtheit der Länder, die zweite jene jedes einzelnen Landes bringt. Für die 
leichtere Beſchaffung des Buches wäre es gewiß vortheilhaft geweſen, wenn jeder 
dieſer Theile auch in einem beſonderen Bande mit eigenem Titel und ſelbſtſtändi⸗ 
ger Seitenzählung zu haben wäre. Eine nächſte Auflage wird dieſem Wunſche 
gewiß Rechnung tragen. 

Unter 9 faſt durchgehend ſehr praktiſch gewählten Titeln ift nahezu alles 
zuſammengetragen, was an Geſetzen im Gebiete der erſten Abtheilung erſchienen | 
iſt. Ein Nachtrag bringt noch jene Geſetze, welche während des Druckes exlaffen | 
wurden, oder ſonſt keinen paſſenden Platz fanden. Wünſchenswerth wäre es, daß 
bei der pragmatiſchen Sanetion das Datum, von welchem an ſie Geſetzeskraft 
erlangte, energiſcher hervorgekehrt würde, da nach der beliebten Form der Unein⸗ 
geweihte dennoch nach anderen falſchen Angaben den 6. December 1724 dafür 
halten könnte. An Stelle des 3. Titels „Verfaſſungsgeſetzgebung“ wäre irgend 
eim anderer, z. B. „organiſche Geſetze“ zu wählen, weil jener die Meinung auf 
kommen läßt, als ob alle anderen Geſetze der Sammlung keine Verfaſſungsgeſetze 
wären. Nicht allzuſehr hätte es den Umfang des Werkes vergrößert, gewiß aber 
auch den Werth desſelben erhöht, wenn der Titel II., 5 die Geſchäſtsordnung des 
Reichsgerichtes und bei Titel V., 1 die Geſchäftsordnungen des Abgeordneten⸗ 
hauſes wie des Herrenhauses eingefügt worden wären. Aufgefallen ift uns, daß 
bei der ſonſtigen anerkennswerthen Vollſtändigkeit der Arbeit, das Gejeb. zur 
Durchführung des Art. 9 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867 
(R. G. Bl. Nr. 144), vom 12. Juli 1872 (R. G. B. Nr. 112) und das Geſetz 
betreffs der Beitragsleiſtung Ungarns zu den gemeinſamen Angelegenheiten in 
Folge der Veränderungen mit der Militärgrenze vom 8. Juni 1871 (R. G. B. 
Nr. 49) fehlt. a 


TT. D 


ragraph für Paragraph die Abweichung oder Uebereinſtimmung der übrigen 
Landes⸗ beziehungsweiſe Landtagswahlordnungen anzugeben. Wir verkennen 
die Schwierigkeiten dieſer Aufgabe, insbeſondere hinſichtlich der Landtagswahlord⸗ 
nungen nicht (betreffs der Landesordnungen wurde ſie, wenn auch gerade nicht 
glücklich gelöst), find aber auch überzeugt, daß fie mit Hilfe eines ſorgfältigen 
Druckes zur allſeitigen Befriedigung überwunden werden könnten. 

Was die Vollſtändigkeit dieſes Theiles betrifft, ſo überzeugten wir uns 
bloß von dem Mangel eines Geſetzes, nämlich jenes vom 22. November 1875 
(L. G. Bl. Nr. 33), womit für Schleſien eine ganz neue Landtagswahlordnung 
erlaſſen wurde, welche alle anderen einſchlägigen Geſetze beſeitigt. Bei der Lan⸗ 
desordnung für die Bukowina hätte paſſend angemerkt werden können, daß die 
Aufnahme des Rectors der Univerſität zu Czernowitz in die Mitgliederzahl des 
Landtages bevorſtehe. Hingegen verdient es Anerkennung, daß die Verfaſſung der 
reichsunmittelbaren Stadt Trieſt aufgenommen wurde. 

Bei den meiſten Sammlungen dieſer Art iſt die Genauigkeit des Druckes 
nicht die ſtärkſte Seite der Arbeik; betreffs der vorliegenden müſſen wir zugeſtehen, 
daß der Druck ein beſonders correcter iſt. Trotz vieler, ſorgfältiger Vergleiche mit 
den Reichs⸗ und Landesgeſetzblättern haben wir nur bei den S$ 13 und 15 der 
Landeswahlordnung für das Küſtenland Fehler entdeckt, indem dort die abändernden 
Geſetze für Görz und Gradiska, wie für Iſtrien als gleichlautend angeführt ſind, 
was nicht vollſtändig der Fall iſt. Wir können ſomit das Buch als Erſatz der 
unhandlichen Reichs⸗ und Landesgeſetzblätter allgemein empfehlen. 

Dr. Fr. v. Juraſchek. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den k. k. Regierungsrath und Kanzleidirector des 
k. k. Oberſtallmeiſteramtes Leopold Ivoy zum wirklichen Hofrathe ernannt. 

Seine Majeftät haben dem Bezirkshauptmann Guido Töply in Leito⸗ 
miſchl den Titel und Charakter eines Statthaltereirathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Statthalterei⸗ 
rathes bekleideten Bezirkshauptmann Karl Herbſt zum Statthaltereirathe bei 
der ſteiermärkiſchen Statthalterei ernannt. 

Seine Majeſtät haben die Bezirkshauptmänner Auguſt v. Fladung und 
Ferdinand Freiherrn v Paseotini⸗Juriskovie zu Regierungsräthen bei der 
Landesregierung in Krain ernannt. . 

Seine Majeſtät haben den Dr. Johann Stieger zum Landeshaupt⸗ 
mann in Kärnten ernannt. . r 

Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Sectionschefs 
bekleideten Miniſterialrathe Dr. Moriz Ender Ritter v. Mallenau eine 
ſyſtemiſirte Sectionschefsſtelle im Finanzminiſterium verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Sectionsrathes 
bekleideten Miniſterialſecretär Johann Bayer eine ſyſtemiſirte Sectionsrathsſtelle, 
ferner den Miniſterial⸗Viceſecretären Emanuel Fortner und Dr. Auguſt Herr⸗ 
manu, dann dem mit dem Titel und Charakter eines Finanzrathes bekleideten 
Finanzſeeretär der Direction der Staatsſchuld Dr. Friedrich Ritter v. Geiringer⸗ 
Winterſtein ſyſtemiſirte Miniſterialſecretärsſtellen im Finanzminiſterium ver⸗ 
liehen. 

g Seine Majeſtät haben dem Miniſterialſecretär im Finanzminiſterium Karl 
Kleinrath den Titel und Charakter eines Sectionsrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterial⸗Viceſecretär im Finanzminiſterium, 
Dr. Karl Steinlechner den Titel und Charakter eines Miniſterialſecretärs 
tapſrei verliehen. 

Der Minifter des Innern hat die Statthaltereiſeeretäre Dr. Paul Külb 
und Johann Freiherrn v. Vernier⸗ Rougemont zu Bezirkshauptmännern, 
ferner die Bezirkscommiſſäre Joſef Rupnik und Franz Grafen Merveldt zu 
Statthaltereiſecretären in Steiermark ernannt 


Erledigungen. 


Forſtaſſiſtentenſtelle in der XI. Rangsclaſſe bei der Gmundner k. k. Forſt⸗ 
und Domänendirection, bis 15. Jänner 1877. (Amtsbl. Nr. 290.) 

Armenarztesſtelle im 2. Wiener Gemeindebezirke mit jährlicher Remuneration 
von 300 fl., bis 15. Jänner 1877. (Amtsbl. Nr. 293.) 


Mit einer Beilage. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redaeteur: A. Heilmann. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


